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1. Einleitung 
Die Entscheidung für einen gemeinsamen Binnenmarkt der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft hat zum Ziel, Wettbewerbskräfte zu stimulieren, um 
damit letztlich die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen im EG-Bereich für eine 
internationale Konkurrenz zu verbessern. Der sogenannte Cecchini-Bericht ver-
suchte, die ökonomischen Effekte offener Grenzen zwischen den Mitgliedstaaten zu 
prognostizieren und zu quantifizieren.1 Letztlich sind alle unternehmerischen 
Aktionsbereiche von dieser säkularen Veränderung der marktliehen Rahmenbe-
dingungen betroffen. Die Input-Seite von Organisationen wird allerdings im bereits 
erwähnten Cecchini-Berichtnur im Hinblick aufstaatliche Beschaffungsaktivitäten 
beurteilt Die traditionelle binnenstaatliche Orientierung der staatlichen Beschaf-
fungspolitik in allen Mitgliedsländern (Großbritannien> 98%; Deutschland> 90%) 
ist dem Bericht zufolge mit erheblichen Wohlfahrtsverlusten verbunden. Der 
politische Handlungsbedarfin diesem Zusammenhang hatinzwischen zu verschie-
denen EG-Richtlinien für das öffentliche Beschaffungswesen geführt 
Privatwirtschaftliche Unternehmen scheinen indes in ihren Beschaffungsaktivi-
täten kaum Adressat EG-spezifischer Regelungen zu sein. Jedenfalls ist bei Ent-
scheidungsträgern in Unternehmen das Problembewußtsein wenig ausgeprägt, wie 
eine telefonische Befragung •aufs Geratewohl« in bekannten, international agieren-
den Unternehmen im Frühjahr 1993 ergab (bspw. bei IBM, Sony, BMW, Mannes-
mann). Überwiegend brachten die befragten Einkaufsmanager zum Ausdruck, daß 
EG-Regelungen für ihre Arbeit keine Bedeutung hätten. EG-Richtlinien sind ihnen 
unbekannt: »EG-Richtlinien begegnen uns in der Praxis nicht•. Andererseits wird 
allgemein vermutet, daß EG-Richtlinien durch Umsetzung in nationales Recht zu 
Rahmenbedingungen der Beschaffung werden, ohne daß diese im einzelnen be-
kannt wäre. 
Für die Unternehmen ergibt sich das spezifische Problem, daß noch längere Zeit 
die jeweiligen nationalen Regelungen in den EG-Mitgliedstaaten gelten werden. 
Parallel zu den Verordnungen und Richtlinien, die vom Ministerrat der EG erlassen 
werden, sind nach wie vor und auflängere Sicht Unterschiede in den Rechtsordnun-
gen der EG-Mitgliedstaaten vorhanden. Durch die Verabschiedung von Verordnun-
gen und Richtlinien verändert die EG nationales Recht Der nationale Gesetzgeber 
ist verpflichtet, diese Richtlinien umzusetzen. 
Bezogen auf den Beschaffungsbereich bzw. die Einkaufstätigkeiten von Unter-
nehmen spielen EG-spezifische rechtliche Rahmenbedingungen vor allem in drei 
Bereichen eine Rolle: 
1 Vgl. Cecchini (1988). 
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- Akquisition von Lieferanten, 
- Austauschbeziehungen, 
- vertragliche Regelungen. 
Nachfolgend soll nun untersucht werden, in welchem Umfang diese Gestaltungsbe-
reiche durch EG-Recht beeinflußt werden. 
2. Einfluß des EG-Rechts auf die Akquisition 
von Lieferanten 
Im folgenden Abschnitt wird untersucht, ob und inwieweit die einem Einkaufsver-
trag vorausgehende Akquisition von Lieferanten durch EG-Recht beeinflußt oder 
sogar bestimmt wird. 
2.1 Beschaffung privater Unternehmen 
Grundsätzlich bestehen bei der Auswahl von Lieferanten durch Unternehmen 
innerhalb der EG keine Einschränkungen bzw. rechtlichen Vorgaben. Die Selekti-
ons- bzw. Kontrahierungsfreiheit privater Wirtschaftssubjekte ist in keiner Weise 
EG-spezifisch reglementiert. Es gelten mithin die nationalen zivilrechtliehen Rege-
lungen. 
Bei Organisationen, die dem öffentlichen Recht unterliegen, und bei privaten 
Unternehmen, deren Existenz auf einer staatlichen Konzession beruht, sind ver-
schiedene Richtlinien zu beachten (vgl. Abschnitt 2.2 und 2.3). 
2.2 Beschaffung öffentlicher Unternehmen 
Die Auftragsvergabe von öffentlichen Verwaltungen und öffentlichen Unterneh-
men wird entsprechend der nationalen Regelung über das öffentliche Vergabewe-
sen durchgeführt. Die Koordinierungsrichtlinien (vgl. Abschnitt2.2.1-2.2.6) für das 
öffentliche Beschaffungswesen verlangen grundsätzlich europaweite Ausschrei-
bung, die mehrsprachig im Amtsblatt der EG zu erfolgen hat Die Zuschlagskriteri-
en sind offenzulegen; die technischen und wirtschaftlichen Vertragsbedingungen 
dürfen nicht diskriminierend ausgestaltet sein. 
Die Richtlinie wurde deshalb erlassen, weil seit der Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft 1958 der grenzüberschreitende Handel eine gewaltige Steigerung 
Amold Beschaffung 289 
erfahren hat Öffentliche Auftragsvergaben über nationale Grenzen hinweg bilden 
aber immer noch die Ausnahme. Eine Abkehr von diesen protektionistischen 
Praktiken müßte erhebliche Beschaffungsvorteile für die öffentliche Hand auslösen. 
Das Vergabevolumen der öffentlichen Hand in der EG wird aufüber 500 Milliarden 
ECU geschätzt2 Es lohnt sich also durchaus für Anbieterunternehmen, dieses 
Nachfragesegment zu pflegen. Für die öffentliche Hand ermittelt der Cecchini-
Bericht in den verschiedenen Branchen erhebliche Kostenvorteile. Voraussetzung 
ist jedoch, daß die Unternehmen Leistungen in einer Größenordnung produzieren, 
die für öffentliche Ausschreibungen geeignet ist Der Cecchini-Bericht kommt zu 
folgenden Feststellungen3: 
- Pharmaindustrie: 
- Bürotechnik und 
-ausrüstung: 
- Telefonische 
Schaltzentralen: 
- Telefone: 
- Elektrogeräte: 
Preissenkungen von 52% in Deutschland und 40% in 
Großbritannien 
12% in Frankreich 
27% in Italien 
70% in Deutschland 
60% in Belgien 
43% in Frankreich 
39% in Deutschland 
17% in Belgien 
15% in Deutschland 
Um die traditionell nationale Vergabepraxis öffentlicher Aufträge für den EG-
weiten Wettbewerb zu öffnen, hat die EG-Kommission folgende Bestimmungen 
erlassen•: 
- die novellierte EG-Lieferkoordinierungsrichtlinie, 
- die novellierte EG-Baukoordinierungsrichtlinie, 
- die novellierte EG-Rechtsmittel- oder Eingriffsrichtlinie, 
- die EG-Sektorenrichtlinie, 
- die EG-Rechtsmittelrichtlinie zur Sektorenrichtlinie, 
- ti1P Rf!-niPn~tlPi'-tnnP'"rirhtliniP.. 
2 Vgl- Cecchini (1988), S. 37. 
3 V gl- eben da, S. 41. 
4 Vgl. hierzu und zum Fo1genden Deutscher Industrie- und Handelstag (1992), S. 133ff., Lenz 
(1991), S. 705tr., Schwappach (1991), S. 449ff., Hailbronner (1992), S. 555ff. und Gesellschaft für 
öffentliche Wirtschaft (1992). 
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2.2.1 Die novellierte EG-Liiferkoordinierungsrichtlinie 
Ziel der Richtlinie5 ist es, den freien Warenverkehr für öffentliche Lieferaufträge 
durch einen wirksamen Angebotswettbewerb zu erleichtern. Öffentliche Auftrag-
geber sollen die von ihnen zu beschaffenden Waren und Dienstleistungen europa-
weit beim günstigsten (leistungsfahigsten) Anbieter beschaffen. Die Begriffe •öf-
fentliche Lieferaufträge~ und »öffentliche Auftraggeber~ . werden in Art 1 der 
Lieferkoordinierungsrichtlinie definiert 
Öffentliche Liiferazifträge: Hierunter fallen die zwischen einem Unternehmen 
und einem öffentlichen Auftraggeber geschlossenen Lieferverträge über Kauf, 
Leasing, Miete, Pacht oder Ratenkauf, mit oder ohne Kaufoption von Waren. Bei 
Anwendung der Lieferkoordinierungsrichtlinie muß der Lieferanteil mindestens 
50% des Auftragswertes betragen, wobei die Lieferung jedoch auch Nebenarbeiten 
wie Montageleistungen umfassen kann. 
Öffentlicher Aziftraggeber: Staat, Gebietskörperschaften und die in Anhang I der 
Lieferkoordinierungsrichtlinie aufgeführten juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts (bspw. Anstalten, Körperschaften, Stiftungen des öffentlichen Rechts) wer-
den als öffentliche Auftraggeber bezeichnet 
Anwendungskriterien der Richtlinie: Wenn der geschätzte Auftragswert zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung über 200 000 ECU liegt, ist die Lieferkoordinie-
rungsrichtlinie anzuwenden (Art 5 Abs. 1 ). Das Vorabinformationsverfahren findet 
bei Auftragswerten von mindestens 750 000 ECU Anwendung (Art 9 Abs. 1). Alle 
Lieferaufträge mit einem geschätzten Auftragswert von über 750 000 ECU sind im 
Amtsblatt der EG mehrsprachig zu veröffentlichen (Art 9 Abs. 6). Öffentliche 
Lieferaufträge können veröffentlicht werden, falls der Wert des Auftrages 100 000 
ECU übersteigt (Art 16). 
Die Richtlinie schreibt das sogenannte offene Verfahren vor, bei dem alle 
interessierten Unternehmen ein Angebot abgeben können (Art 1 d). Falls ein 
Ungleichgewicht zwischen dem Wert des Auftrags und den Kosten des Verfahrens 
bestehen sollte oder aber die Besonderheiten der zu beschaffenden Erzeugnisse dies 
erforderlich machen, kann das nicht offene Verfahren angewendet werden (Art 6 
Abs. 2). Beim sogenannten Verhandlungsverfahren (Art 1f.; Art 6 Abs. 3) wendet 
sich der Beschaff er direkt an einen Unternehmer seiner Wahl und verhandelt direkt 
mit diesem über die Auftragsvergabe. Eine vorherige öffentliche Bekanntmachung 
ist nicht erforderlich. 
Der öffentliche Auftraggeber muß vor derErteilungdes Zuschlags die Eignung 
der Bewerber prüfen. Er kann Bewerber aus folgenden Gründen vom Verfahren 
ausschließen (Art 20): 
5 RL 77/62/EWG in: ABI EG Nr. L 15 v. 15.01.1977, S. ttf.; RL 88/295/EWG, in: ABI EG Nr. L 127 
V. 20.05.1988, S. 1ff. 
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- Unternehmen im Konkursverfahren (Eröffnung; Durchführung); 
- Unternehmen im Vergleichsverfahren (Eröffnung; Durchführung); 
- Unternehmen, die ihre Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben und 
Sozialbeiträgen nicht erfüllt haben; 
- Unternehmen, an deren Zuverlässigkeit begründete Zweifel bestehen (bspw. 
rechts kräftige einschlägige Verurteilung). 
Der Zuschlag erfolgt ausschließlich im Hinblick auf die Preishöhe oder aber bei 
Berücksichtigung verschiedener Leistungskriterien im Hinblick auf die gesamte 
Günstigkeil (Art. 25 Abs. 1). 
Auf die zu beachtenden Fristen für die Verfahren in der novellierten Lieferkoor-
dinierungsrichtlinie soll hier nicht im Detail eingegangen werden (vgl. dazu Art 10 
und Art 11 der Lieferkoordinierungsrichtlinie). 
2.2.2 Die novellieT1e EG-Baukoordinierungsrichtlinie 
Die Baukoordinierungsrichtlinie6 soll zur europaweiten Transparenz bei der Ver-
gabe von Bauaufträgen (Art. 1 a) beitragen und diskriminierende Vergabepraktiken 
verhindern. Unter einem •öffentlichen Bauauftrag« wird im Sinne der Richtlinie ein 
Vertrag zwischen einem Unternehmen und einem »öffentlichen Auftraggeber« über 
die Ausführung oder über die Ausführung und die Planung von Bauvorhaben 
verstanden. In diesem Zusammenhang fallen auch Baukonzessionsverträge unter 
Bauaufträge, bei denen •die Gegenleistung für die Arbeiten ausschließlich in dem 
Recht zur Nutzung des Bauwerks oder in diesem Recht zuzüglich der Zahlung eines 
Preises besteht« (Art 1 d). Dadurch wird also neuartigen Vertragsformen Rechnung 
getragen, bei denen ein Unternehmen für einen öffentlichen Auftraggeber ein 
Gebäude errichtet, um es an diesen langfristig zu vermieten oder zu verleasen. 
Die Richtlinie gilt für diejenigen öffentlichen Bauaufträge, deren geschätzter 
Auftragswert 5 Millionen ECU (ohne MwSt) oder mehr beträgt (Art. 4 a). Die 
Vergabeverfahren für die Bauauftr-äge (einschließlich des Vorabinformationsver-
fahrens) entsprechen weitgehend der EG-Lieferkoordinierungsrichtlinie. Das Re-
gelvergabeverfahren ist ebenso die europaweite öffentliche Ausschreibung. Die 
Prüfung des Bieters entspricht weitgehend den Bestimmungen der Lieferkoordinie-
rungsrichtlinie. Ebenso wie bei der Lieferkoordinierungsrichtlinie kann der Zu-
schlag entweder auf das billigste oder auf das wirtschaftlich günstigste Angebot 
erfolgen. Auf die zu beachtenden Fristen für die Verfahren in der novellierten 
Baukoordinierungsrichtlinie soll nicht weiter eingegangen werden (vgl. dazu Art. 13-
15). 
6 RL 71/305/EWG, in: ABI EG Nr. L 185 v. 16.08.1971, S. 5ff.; RL 89/440/EWG, in: ABI EG Nr. L 210 
v. 21.07.1989, s. 1ff. 
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2.2.3 Die EG~Rechtsmittel- oder Eingriffsrichtlinie 
Die Eingriffsrichtlinie7 wurde erlassen, weil weder Liefer- noch Baukoordinie-
rungsrichtlinie spezifische Vorschriften enthalten, mit denen sich ihre tatsächliche 
Anwendung sicherstellen läßt Sie gilt für alle Vergabeverfahren, die durch die 
Liefer- und Baukoordinierungsrichtlinie bestimmt sind. Die Sektorenrichtlinie 
(vgl. 2.2.4) wird von ihr also nicht automatisch einbezogen. 
Das Nachprüfungsverfahren soll jedem zur Verfügung stehen, der ein Interesse 
an einem bestimmten öffentlichen Lief er- oder Bauauftrag hat (oder hatte) und dem 
durch einen behaupteten Rechtsverstoß ein Schaden entstanden ist bzw. zu entste-
hen droht Wahlweise ist die letztinstanzliehe Überprüfung einer Vergabeentschei-
dung durch ein Gericht oder eine gerichtsäquivalente Stelle möglich. 
Die Nachprüfinstanz kann eine einstweilige Verfügung erlassen, die Aufhebung 
einer rechtswidrigen Entscheidung verlangen oder aber Schadensersatz dem durch 
Rechtsverstoß Geschädigten zuerkennen. 
2.2.4 Die EG-Sektorenrichtlinie 
Diese Richtlinie8 betriffi die Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der 
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor. 
Sie soll dazu beitragen, daß in den genannten Bereichen EG-weiter Wettbewerb 
entsteht 
Die Sektorenrichtlinie der EG enthält folgende Schwellen werte: 
- 400 000 ECU (ohne MwSt) für Beschaffungen im Lieferbereich; 
- 600 000 ECU (ohne MwSt) für Beschaffungen im Telekommunikationsbereich; 
- 5 Mio ECU (ohne MwSt) für Bauaufträge. 
Vergabeverfahren, Fristenregelungen, Einigungsvoraussetzungen sowie Zuschlags-
kriterien unterscheiden sich inhaltlich kaum von der Liefer- und Baukoordinie-
rungsrichtlinie. Ausnahmen gibt es nur bei der Einbeziehungprivater Auftraggeber 
(vgl. Kapitel 2.3); die Schwellenwerte sind unterschiedlich festgelegt 
Von Bedeutung ist Art 29 der Richtlinie, der den Ausschluß von Waren mit 
Drittlandsanteilen regelt Davon sind Länder betroffen, mit der die EG keine 
Übereinkunft in einem multilateralen oder bilateralen Rahmen geschlossen hat, 
durch die ein vergleichbarer und tatsächlicher Zugang der Unternehmen der 
Europäischen Gemeinschaft zu den Märkten dieser Drittländer geregelt wird. 
Enthält also ein im Hinblick auf die Vergabe eines öffentlichen Lieferauftrages 
7 RL 89/665/EWG, in: ABI EG Nr. L 395 v. 30.12.1989, S. 33fT. 
8 RL 90/531/EWG, in: ABI EG Nr. L 297 v. 29.10.1992, S. 1fT; Vorschlag einer Änderungsrichtlinie 
in: ABI EG Nr. C 34 v. 12.02.1992, S. 3fT. 
Amold Beschaffung 293 
eingereichtes Angebot einen Anteil von mehr als 500Jo des Gesamtwertes der 
gelieferten Waren aus Drittländern, so kann das eingereichte Angebot zurückge-
wiesen werden. 
Art29 der Richtlinie gilt fakultativ. Es bestehtnoch Ungewißheit darüber, ob und 
inwieweit die EG-Mitgliedsländer hiervon Gebrauch machen. Bei Anwendung des 
Artikels, der auch auf Tochterunternehmen aus Drittstaaten in Europa anzuwen-
den ist, wird folglich von vornherein der Export solcher Erzeugnisse behindert, die 
Anteile von Drittlandserzeugnissen enthalten. Darüber hinaus würden die Export-
chancen der deutschen Wirtschaft gemindert und die Chancen für die Unterneh-
men, deren Produkte Drittlandserzeugnisse enthalten, verringert Im Einzelfall 
wird allerdings die Ermittlung des Wertes des Drittlandanteils gerade bei verbun-
denen Unternehmen erhebliche praktische Schwierigkeiten bereiten (Analyse 
interner Verrechnungspreise). 
2.2 . .5 Die EG-Rechtsmittelrichtlinie zur Sektorenrichtlinie 
Diese Richtlinie9 betrim die Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe 
durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie und Verkehrsversorgung 
sowie im Telekommunikationssektor. Ziel der Richtlinie ist es, Lieferanten oder 
Unternehmen im Falle von Verstößen gegen das einschlägige Gemeinschaftsrecht 
angemessene Nachprüfungsverfahren zur Verfügung zu stellen. Dabei stehen zur 
Wahl: 
- Direkter Eingriff in das Vergabeverfahren der Auftraggeber, z.B. durch Ausset-
zung des Verfahrens sowie Aufhebung von Entscheidungen oder diskriminie-
rende Klauseln in Unterlagen und Veröffentlichungen; 
- indirekter Eingriff in das Vergabeverfahren der Auftraggeber, in dem z.B. auf die 
Auftraggeber ein wirksamer Druck ausgeübt wird, um diese zu bewegen, 
Rechtsverstöße zu beseitigen oder zu unterlassen sowie Schäden vorzubeugen. 
Eiri Anspruch auf Schadensersatz muß unter allen Umständen geltend gemacht 
werden können. 
9 RL 92/13/EWG, in: ABI EG Nr. L 76 v. 25.05.1992, S. 14ff. 
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2.2. 6 Die EG-Dienstleistungsrichtlinie 
Das Ziel der Richtlinie10 besteht darin, die Verfahren zur Vergabe öffentlicher 
Dienstleistungsaufträge zu koordinieren, um Hemmnisse für den freien Dienstlei-
stungsverkehr zu vermeiden. Die Richtlinie gilt nur für diejenigen Arten von 
Dienstleistungen, die nicht bereits durch die Baukoordinierungsrichtlinie und die 
Lieferkoordinierungsrichtlinie erfaßt wurden. Öffentliche Dienstleistungsaufträge 
sind im Sinne der Richtlinie die zwischen einem Dienstleistungserbringer und 
einem öffentlichen Auftraggeber geschlossenen Verträge. 
Nicht unter die Richtlinie fallen z.B. Dienstleistungen im Telekommunikations-
sektor, audiovisuelle Dienstleistungen, Verträge, die Erwerb oder Miete von unbe-
weglichem Vermögen betreffen, Verträge über finanzielle Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit der Emission von Wertpapieren, Arbeitsverträge sowie For-
schungs- und Entwicklungsdienstleistungen (Art. 1 a). Der Schwellenwert für die 
Anwendung der Richtlinie beträgt ZOO 000 ECU ohne MwSt oder mehr (Art 7 
Abs. 1 ). Auf die zu beachtenden Fristen bei der Anwendung der Dienstleistungs-
richtlinie soll im folgenden nicht eingegangen werden (vgl. dazu Art 18-20). Der 
überwiegende Anteil der Bestimmungen der Dienstleistungsrichtlinie wie 
- Bekanntmachungsvorschriften (Art 15), 
- gemeinsame Teilnahmebestimmungen (Art 23-28), 
- Eignungskriterien (Art 29-35) und 
- Zuschlagskriterien (Art 36-37) 
entsprechen weitgehend den Bestimmungen der Bau- und Lieferkoordinierungs-
richtlinie sowie der EG-Sektorenrichtlinie. 
2.5 Beschaffung bei organisatorischen Sonderformen 
Um eine wirkliche Marktöffnung zu erreichen, werden auch private Unternehmen, 
deren Existenz auf einer staatlichen Konzession beruht, in die Anwendung der 
Vergabevorschriften der EG-Sektorenrichtlinie (Kapitel 2.2.4) einbezogen. Auf 
diese Weise wird der Begriff des öffentlichen Auftraggebers erheblich erweitert und 
der sogenannte '~~gekorene ö.ffentlicheAuftraggebef't.11 geschaffen (Art Z Abs. 3 und 5 
sowie Anlagen I-X der Richtlinie). 
Unabhängig von ihrer Rechtsstellung wird die Richtlinie auf Auftraggeber 
angewandt, die 
10 RL 92/50/EWG, in: ABI EG Nr. C 209 v. 24.07.1992, S. 1ff 
11 Vgl. dazu und zum folgenden Schwappach (1991) S. 470ff. 
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- im Allgemeininteresse liegende Aufgaben zu erfüllen haben und entweder 
staatliche Behörden sind oder als privatwirtschaftlich organisierte Unterneh-
men in enger Beziehung zur öffentlichen Hand stehen; 
- aufgrund besonderer oder ausschließlicher Rechte (Konzessionen) tätig sind. 
Der neugeschaffene Begriff des •gekorenen öffentlichen Auftraggebers« wird in der 
Richtlinie exakt definiert, insbesondere wird eine unter die Richtlinie fallende 
Tätigkeit angenommen, wenn 
- ein Auftraggeber zur Ausübung einer Tätigkeit eine vorherige Genehmigung 
einer zuständigen Behörde des betreffenden Mitgliedstaats benötigt, 
- ein Auftraggeber zum Bau eines Versorgungsnetzes oder anderer Einrichtungen 
durch ein Enteignungsverfahren oder durch Gebrauchsrechte begünstigt wer-
den kann oder Einrichtungen auf, unter oder über dem öffentlichen Wegenetz 
anbringen kann, 
- ein Auftraggeber ein Netz versorgt, das von einem Unternehmen betrieben wird, 
das aufgrund von besonderen oder ausschließlichen Rechten oder durch eine 
von einer zuständigen Stelle eines Mitgliedstaates erteilten Genehmigung tätig ist 
Unter die Richtlinie fallen vor allem (Art 2, Abs. 2) 
- Wassergewinnungs- und Wasserverteilungsunternehmen, 
- Unternehm~n, die eine Genehmigung, Erlaubnis, Lizenz oder Konzession zur 
Aufsuchung und Gewinnung von Öl, Gas oder Kohle besitzen, 
- im Verkehrsbereich tätige Unternehmen, 
- Betreib er von Telekommunikationsnetzen und 
- Anbieter von Telekommunikationsdiensten. 
Bspw. muß die Mannesmann Mobilfunk GmbH als Lizenzträger für ein Kommuni-
kationsnetz ihre Beschaffungen ebenfalls öffentlich ausschreiben. Die Schwellen-
werte für die Anwendung der EG-Sektorenrichtlinie sind für öffentliche und private 
Unternehmen (•gekorene öffentliche«) identisch (Art 12): 
- 400 000 ECU (ohne MwSt) für Beschaffungen im Lieferbereich; 
- 600 000 ECU (ohne MwSt) ftir Beschaffungen im Telekommunikationsbereich; 
- 5 Mio ECU (ohne MwSt) für Bauaufträge. 
296 Teil IV: Leistungsprozen und Informationswesen 
3. Lieferanten-Abnehmer-Beziehungen 
3.1 Alleinbezugsvereinbarungen 
Um zu vermeiden, daß der Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigt und 
der Wettbewerb innerhalb der Gemeinschaft verhindert, eingeschränkt oder ver-
fälscht wird, sieht der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gerneinschaft 
Wettbewerbsregeln vor (Art 85,86 EWGV).12 Die Freiheit des beschaffenden Unter-
nehmens darfnur dann eingeschränkt werden (Ausnahme zu Art. 85 Abs. 1 ), wenn 
die Voraussetzungen, die in Abs. 5 definiert sind, zutreffen.15 Diese besagen, daß die 
Verbraucher arn entstehenden Gewinn angernessen beteiligt werden müssen. 
Zusätzlich muß durch die Beschränkung eine Verbesserung der Warenerzeugung 
oder -Verteilung erreicht oder die Förderung des technischen oder wirtschaftlichen 
Fortschritts begünstigt werden. 
Die Verordnung über die Anwendung von Art 85 Abs. 3 des Vertrages auf 
Gruppen von Alleinbezugsvereinbarungen hat die Kommission am 22.06.1983 
verabschiedet.'~ Sie legt die Tatbestände fest, bei denen nicht vom Vorliegen einer 
Wettbewerbsbeeinträchtigung ausgegangen werden kann. Betroffen davon sind: 
(a) Alleinbezugsvereinbarungen von kurzer bis mittlerer Dauer in allen Wirt-
schaftszweigen; 
(b) langfristige Alleinbezugsvereinbarungen zum Zwecke des Weiterverkaufs von 
Bier in Gaststätten (Bierlieferungsverträge ); 
(c) Mineralölerzeugnisse in Abfüllstationen (Tankstellenverträge). 
3.2 Bezugsbeschränkungen im Einkauf 
Mit den Bestimmungen in den Art 85 und 86 soll eine Wettbewerbsbeschränkung 
durch Organisation EG-weiter Angebotskartelle verhindert werden. Eine solche 
Marktstruktur würde den Anbieterwettbewerb reduzieren oder verhindern. Die 
Folge für dieBeschafferwären überhöhte Einstandspreise bei fremdbezogenen 
Waren und ggf. auch Qualitätseinbußen wegen des fehlenden Zwangs zu techni-
schem Fortschritt bei den Anbietern. · 
Daher sind nach Art 85 Abs. 1 den Anbieterunternehmen Vereinbarungen über 
folgende wettbewerbserhebliche Sachverhalte untersagt: 
12 Vgl. ausführlich zum folgenden den Abschnitt •Strategie und Wettbewerb• im Handbuch. 
13 Vgl. zum folgenden im einzelnen Bunte/Sauter (1988), S. Z661T. 
14 In: ABI EG Nr. L 175 v. 50.06.1985, S. 51f. 
Amold Beschaffung 297 
(a) Die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung der An- und Verkaufspreise oder 
sonstiger Geschäftsbedingungen; 
(b) die Einschränkung oder die Kontrolle der Erzeugung, des Absatzes, der techni-
schen Entwicklung oder der Investitionen; 
(c) die Aufteilung der Märkte oder der Versorgungsquellen; 
( d) die Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei gleichwertigen Leistungen 
gegenüber Handelspartnern, wodurch diese im Wettbewerb benachteiligt wer-
den; 
(e) die an den Abschluß von Verträgen geknüpfte Bedingung, daß die Vertragspart-
ner zusätzliche Leistungen annehmen, die weder sachlich noch nach Handels-
brauch in Beziehung zum Vertragsgegenstand stehen. 
4. Gestaltung von Beschaffungsverträgen 
4.1 Nationales versus UN-Kaufrecht 
Die Commission on International Trade Law (UNCITRAL) hat auf der Grundlage 
des Haager Einkaufsrechts die Bemühungen um Rechtsvereinheitlichung fortge-
setzt Diese Arbeiten fanden mit dem Übereinkommen der VereintenNationen über 
Verträge, die den internationalen Warenkauf (Convention on Contract for the 
International Sale ofGoods- CISG) betreffen, ihren Abschluß (Wien 1980). Aus der 
Überlegung heraus, daß damit eine ausreichende Rechtsgrundlage für internatio-
nale Leistungsaustauschbeziehungen geschaffen wurde und die gewerbliche Wirt-
schaft durch Anwendung der Konvention (CISG) zu einer raschen internationalen 
Verbreitung beitragen würde, hat die EG darauf verzichtet, selbst eine EG-spezifi-
sche Grundlage für das Kaufrecht zu schaffen.15 Als Grundsatz ist zu beachten, daß 
der Parteienwille über die Anwendung nationalen Kaufrechts bzw. der Konvention 
entscheidet Aufgabe der nationalen Gesetzgeber in den EG-Mitgliedsländern ist es, 
das sogenannte Kollisionsrecht zu gestalten (Normenkonflikte zwischen nationa-
len Regelungen und CISG). Das UN-Übereinkommen16 wurde am 1.1.1991 in der 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft gesetzt; damit wurde das Raager Kaufrecht 
durch die CISG ersetzt 
Die wesentlichen Bestimmungen des Raager Kaufrechts wie 
15 Zum EG-Kaufrecht siehe Hensler (1992). 
16 Vgl. Caemrnerer (1990), Reinhart (1991) sowie Schwappach (1991), S. 22ff. 
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- Vertragsfreiheit, 
- Vorrang von Handelsbräuchen, 
- Maßgeblichkeil des Parteiwillens 
wurden weitgehend beibehalten. Mit dem ON-Abkommen ist ein weltweites Ele-
ment eines modernen Kaufrechts geschaffen worden, das insbesondere auch 
innerhalb der EG Geltung besitzt 
Für den deutschen Vertragspartner bietet die Vereinbarung des internationalen 
Rechts fast dieselben Vorteile wie die Vereinbarung deutschen Rechts. Da das 
Wiener Kaufrecht von den deutschen Gerichten und der deutschen Rechtswissen-
schaft interpretiert wird, ist seine Tragweite ebenso vorhersehbar wie die des Büß-
Vertragsrechts. Es besteht die Möglichkeit, einzelne nichtannehmbare Bestimmun-
gen vertraglich auszuschließen oder zu ergänzen. 
Das CISG findet beim Handelskauf Anwendung. Es regelt den Abschluß interna-
tionaler Kaufverträge allerdings nicht vollständig. Fragen des Eigentumsübergangs 
oder der Gültigkeit des Vertrages werden nicht beantwortet 
Vorrang vor dem CISG (Art 9) haben stets Parteivereinbarungen; sie ergeben 
sich aus dem Vertragstext oder den Vertragsverhandlungen. Weiterhin gelten 
Gepflogenheiten, die sich zwischen den Parteien gebildethaben sowie internationa-
le Handelsbräuche, die beide Parteien kennen oder kennen müssen. Ebenso wie im 
deutschen Recht (Art 11) bestehtfür den Abschluß von Kaufverträgen Formfreiheit 
Ein Angebot liegt vor, wenn eine Mitteilung an einen bestimmten oder bestimm-
baren Empfängerkreis erkennen läßt, daß sich der Anbietende im Falle der Annah-
me an seinen Antrag binden will. Hier gibt es keine Abweichung zum deutschen 
Recht Wie im deutschen Recht hängt die Wirksamkeit eines Angebots vom Zugang 
bei dem Empfänger ab. Die Widerruflichkeit des Angebots ist im CISG im Gegensatz 
zumBGBmöglich.DasAngeboterlischtmitZugangder AblehnungdesEmpfängers 
beim Anbietenden oder mit Ablauf der Annahmefrist Eine modifizierte Annah-
meerklärung analog zur BOB-Regelung (Ablehnung unter Formulierung eines 
neuen Antrags) istmöglich (Art 19). Auch hinsichtlich der Pflichten des Verkäufers 
sind deutsches Recht und CISG identisch. DerVerkäufer hat die Pflicht, die Ware zu 
liefern, die sie betreffenden Dokumente zu übergeben und das Eigentum an der 
Ware zu übertragen (Art 30). 
Das CISG stellt ein einheitliches und umfassendes System von Regelungen dar, 
um für alle Arten von Vertragsverletzung Abhilfe zu schaffen. Im Gegensatz zu 
einigen Tatbeständen des deutschen Zivilrechts ist Verschulden des Verkäufers 
nicht erforderlich. Allein ausschlaggebend ist die Tatsache der Vertragsverletzung 
unabhängig von ihrer Ursache. Bei einer Vertragsverletzung ist der Käufer berech-
tigt, die im CISG zugestandenen Rechtsbehelfe (Art 45-52) auszuüben. Dazu zählen 
Erfüllungs- oder Nachbesserungsanspruch, Anspruch aufErsatzlieferung, Minde-
rung des Kaufpreises, Vertragsaufhebung und Anspruch auf Schadensersatz. Die 
Beweislast für das Vorliegen eines Mangels wird im CISG nicht geregelt 
Die Rechtsfolgen aus der Rechtsbehelfswahl bei einer Vertragsverletzung sind 
im CISG und dem deutschen Recht gleich. Eine Ausnahme stellt die Regelung dar, 
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daß in jedem Fall einer Vertragsverletzung der Käufer AnspruchaufSchadensersatz 
hat, der kumulativ und nicht nur alternativ zu den anderen Rechts behelfen geltend 
gemacht werden kann. Wegen der umfangreichen Gewährleistungspflichten wird 
ein Verkäufer versuchen, die Tatbestände der Vertragsverletzung zu beschränken 
oder durch den Ausschluß bestimmter Schadensursachen zu modifizieren. Auch 
eine Beschränkung auf eine begrenzte Anzahl von Gewährleistungsansprüchen ist 
sinnvoll. 
Die Pflichten des Käufers bestehen darin, unter Erfüllung aller Förmlichkeiten 
den Kaufpreis zu zahlen und die Ware abzunehmen. Die Abnahmepflicht umfaßt 
jedoch im CISG weitergehend als im deutschen Recht nicht nur die reale Übernah-
me der Ware, sondern auch die die Lieferung ermöglichende Mitwirkung, die vom 
Käufer erwartet werden kann (Art 60). Bei Vertragsverletzungen durch den Käufer 
stehen dem Verkäufer als Rechtsbehelfe das Erfüllungsverlangen, der Schadenser-
satzanspruch und die Vertragsaufhebung zu (Art. 61-65). Eine allgemeine Verjäh-
rungsregelung für Gewährleistungsansprüche wird im CISG nicht getroffen. 
Der Gefahrübergang ist aber grundsätzlich an die Übergabe der Sache geknüpft. 
Das CISG geht hierbei vom Versendungskauf aus, dem im internationalen Handel 
wichtigsten Kaufvertragstyp. Beim Untergang der Sache nach Übergang der Gefahr 
auf den Käufer hat der Käufer nach dem CISG den Preis zu zahlen, obgleich er 
seinen Anspruch auf Lieferung der Sache ersatzlos verliert (Übergang der Preisge-
fahr). 
Die Unzumutbarkeit der weiteren Durchführung eines Austauschvertrages wird 
in folgenden Fällen geregelt: 
- Aussetzung der Vertragserfüllung wegen Zweifel an der Vertragstreue der 
anderen Partei; 
- Aufhebung des Vertrags wegen offensichtlich bevorstehender wesentlicher Ver-
tragsverletzung; 
- Aufhebung des Vertrags wegen Vertragsverletzung bei Sukzessivlieferungsver-
trägen. 
Weitergehend als§ 521 BGB besteht beim CISG für jede Partei ein Retentionsrecht 
(Zweifel an der Pflichterfüllung der anderen Partei). Auch auf das Stoppungsrecht 
des Verkäufers beim Versendungsrecht (Art 71 Abs. 2) sei hingewiesen (mögl. 
Aufhebungsrecht bei drohender wesentlicher Vertragsverletzung). Der Anspruch 
auf Schadensersatz umfaßt im CISG mit Ausnahme von Personenschäden alle 
Schadensarten, ob mittelbar oder unmittelbar, einschließlich des entgangenen 
Gewinns. Zinszahlungspflichten der Parteien sind im CISG nur unvollständig 
geregelt Das nach dem Internationalen Privatrecht anwendbare nationale Recht ist 
somit für die Bestimmung der Höhe des Zinssatzes ausschlaggebend. 
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4.2 Produkthaftung 
Die Richtlinie zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Haftung für fehlerhafte Produkte wurde am 25.07.1985 vom 
Rat der Europäischen Gemeinschaften erlassen. 17 Diese EG-Richtlinie18 ist fürjeden 
Mitgliedstaat verbindlich und wendet sich an die nationalen Gesetzgeber mit der 
Verpflichtung, die vorgesehenen und verbindlichen Ziele der Richtlinie in nationa-
les Recht zu transformieren (Art 189 Abs. 3 EWGV). Dem nationalen Gesetzgeber 
werden vom Richtliniengeber ausdrücklich Gestaltungsspielräume gewährt 
Der nationale Gesetzgeber kann vier Optionen zur Verschärfung der Produkthaf-
tung ausfüllen 19: 
(1) Einbeziehung landwirtschaftlicher Naturprodukte und Jagderzeugnisse in die 
Haftung vor einer ersten Verarbeitung; 
(2) Einbeziehung von Entwicklungsrisiken in die Haftung; 
(3) Einführung einer der Höhe nach unbegrenzten Haftung für Personenschäden; 
( 4) Gewährung von Schadensersatz für immaterielle Schäden (Schmerzensgeld). 
Die bedeutsamste Neuerung ist die Einführung der verschuldensunabhängigen 
Schadensersatzhaftung des Produktherstellers für Gesundheitsbeeinträchtigun-
gen, Sachbeschädigungen sowie Körperverletzungen. Grundsätzlich haftet jenes 
Unternehmen, das sich als Produkthersteller ausgibt (»Quasihersteller«) oder aber 
der Importeur aus Nicht-EG-Ländern und gegebenenfalls sogar der Händler (Lie-
ferant) selbst Ein Handelsunternehmen haftet jedoch »nur« subsidiär, also in 
zweiter Linie und auch nur dann, wenn es den eigentlichen Produkthersteller oder 
den Vorlieferanten nicht innerhalb einer angemessenen Frist nach Aufforderung 
durch den Geschädigten benennen kann (Art 3). 
Die nationale deliktische Produkthaftung, also die bisher geltende verschuldens-
ahhängige Haftung, ist weiterhin in den Mitgliedstaaten gültig. In der Bundesrepu-
blik ist diese in ihrer tatsächlichen Ausgestaltung durch die Rechtsprechung der 
verschuldensunabhängigen Haftung schon sehr nahe gekommen. Zu nennen sind 
insbesondere 
- hohe Anforderungen an Verkehrssicherungspflichten, 
- Beweiserleichterungen bis hin zur Beweislastumkehr. 
Produkthaftung bedeutet das Einstehenmüssen für die Folgeschäden eines fehler-
haften Produkts. Dabei muß ein Schaden an Personen oder an einer anderen Sache 
vom Fehler eines Produkts verursacht worden sein. Bei der Produkthaftung geht es 
um die außervertragliche Haftung des Produktherstellers gegenüber jedermann, 
17 Vgl. auch die Beiträge ~>Marketing« und ~>Produktion« im Handbuch. 
18 In: ABI EG Nr. L 210 v. 07.08.1985, S. 29ff. 
19 Vgl. dazu im folgenden Schwappach (1991) S. 62ff. 
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der das Produkt gebraucht und wegen fehlender Produktsicherheit einen Schaden 
erlitten hat Vertragliche Beziehungen zwischenSchädigerund Geschädigten sind 
nicht erforderlich. Die Haftung für Sachschäden greift allerdings nur, wenn die 
beschädigte andere Sache ihrer Art nach für den privaten Ge- oder Verbrauch 
bestimmt und hierzu vom Geschädigten hauptsächlich verwendet worden ist Von 
der zivilrechtliehen Produkthaftung ist die strafrechtliche Produktverantwortung, 
bei der nur natürliche Personen verantwortlich sind, zu unterscheiden. 
Ein Produkt ist im Normalfall eine bewegliche Sache. Im Sinne der Produkthaf-
tungsrichtlinie sind Gas, Wasser und Fernwärme ebenfalls Produkte. Der Endher-
steller haftet bei Endprodukten (mehrere Einzelteile) für ein fehlerhaftes Produkt 
auch dann, wenn die einzelnen Zulieferteile fehlerfrei waren. Im Innenverhältnis 
kann der Endhersteller den Zulieferer dann haftbar machen und zwar anteilig in 
dem Umfang, in dem der Schaden vom Zulieferer verursacht worden ist 
Wenn das Produkt nicht die Sicherheit bietet, die berechtigterweise erwartet 
werden kann, so liegt ein Produktfehler vor. Bei den sog. berechtigten Sicherheits-
erwartungen sind die Erwartungen des durchschnittlichen Produktbenutzers- also 
objektive Maßstäbe - anzulegen. Das Inverkehrbringen des Produkts ist der rele-
vante Zeitpunkt für die Fehlerbeurteilung. Der Geschädigte hat die Beweislast für 
den Fehler, den Schaden und den ursächlichen Zusammenhang zwischen Fehler 
und Schaden. 
Die ersten Haftungsadressaten sind alle Unternehmen, die Produkte selbst 
herstellen. Zwischen natürlichen und juristischen Personen wird in diesem Zu-
sammenhang nicht unterschieden. Nach dem Entstehen eines Schadens ist eine 
Befreiung vom Schadensersatz nicht mehr möglich. Auch der Quasi-Hersteller 
haftet neben dem Einzel- und Endprodukthersteller, obwohl er sich ,.lediglich« 
durch das Anbringen seines Namens, seines Warenzeichens oder eines anderen 
unterscheidungskräftigen Kennzeichens auf dem Produkt in der Öffentlichkeit als 
Hersteller ausgibt Der Importeur aus Nicht-EG-Staaten haftet schließlich wie ein 
Hersteller, aber auch nur dann, wenn der eigentliche Hersteller außerhalb des 
Hoheitsbereiches der EG-Mitgliedstaaten nicht bekannt ist Anwendung findet die 
Importeurhaftung nur, wenn Waren in den Geltungsbereich der EWG eingeführt 
·werden. Warenbewegungen zwischen den EG-Mitgliedstaaten werden nicht erfaßt 
Nach der EG-Richtlinie »Produkthaftung« wird jeder Produktlieferant wie ein 
Hersteller behandelt, falls er innerhalb einer angemessenen Frist nach Aufforde-
rung durch den Geschädigten den tatsächlichen Produkthersteller bzw. seinen 
Vorlieferanten nicht nennen kann. Die Lieferantenhaftung birgt ein schwer abzu-
schätzendes RisikopotentiaL Auf den Vertrieb von nicht identifizierbaren Produkten 
sollte ein Anbieter also möglichst verzichten. 
Alle haftenden Rechtssubjekte (Personen, Unternehmen) haften gesamtschuld-
nerisch. Ein Ausschluß oder eine Beschränkungvon Schadensersatzansprüchen im 
voraus ist im Verhältnis zu den privaten Käufern/Benutzern weder durch individu-
ell vereinbarte Haftungsausschlüsse noch durch Haftungsbegrenzungen in bzw. 
durch AGB möglich. 
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Eine Verpflichtung des Herstellers oder ihm gleichgestellter Personen zum 
Schadensersatz nach der EG-Richtlinie .,.Produkthaftung« ist ausgeschlossen, wenn20 
- der Hersteller oder ihm gleichgestellte Personen das Produkt nicht in den 
Verkehr gebracht haben; 
- nach denUmständen davon auszugehen ist, daß das Produkt den Fehler, der den 
Schaden verursacht hat, noch nicht hatte, als es von den Verantwortlichen in den 
Verkehr gebracht wurde; 
- das Produkt nicht für kommerzielle Zwecke hergestellt wurde; 
- der Fehler darauf beruht, daß das Produkt zwingenden Rechtsvorschriften beim 
Inverkehrbringen entsprochen hat; 
- der Fehlernach dem Stand der Wissenschaft und Technik zur Zeitdes Inverkehr-
bringens nicht erkannt werden konnte. 
Die Schadensersatzansprüche nach der neuen EG-Richtlinie verjähren nach drei 
Jahren von dem Zeitpunkt an, an dem der Anspruchsberechtigte von dem Schaden, 
dem Fehler und von der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat oder 
erlangt haben mußte.21 Die Beweispflicht für das Vorliegen der Verj ährungsvora us-
setzungen liegt immer beim Produkthersteller, •Quasi-Hersteller«, Importeur oder 
Lieferant, der sich auf die Verjährung beruft. Im Gegensatz zum BGB beginnt die 
Verjährungshaftung schon bei fahrlässiger Unkenntnis der Verjährungsvorausset-
zungen zu laufen. 
Der Umfang der Schadensersatzpflicht ist folgendermaßen geregelt Für Perso-
nenschäden beträgt die Haftungshöchstgrenze 160 Mio DM. Bei Sachschäden ist die 
Haftung unbegrenzt Jeder Betriebsinhaber sollte sich also rechtzeitig und ausrei-
chend gegen dieses neue Haftungsrisiko versichern. 
Grundsätzlich muß der Beklagte nach Art Z des EG-Gerichtsstandübereinkom-
mens (EUGVü) vor den Gerichten seines Heimatlandes in Anspruch genommen 
werden. Produkthaftungsfalle mit Auslandsbezug unterliegen in Deutschland den 
im internationalen Privatrecht (IPR) zusammengefaßten Kollisionsbestimmungen. 
Die kollisionsrechtliche Grundregel ist die TatortregeL Das am Ort der unerlaubten 
Handlung zur Zeit der Vollendung des delikUschen Tatbestandes geltende Recht ist 
dann anzuwenden. Fallen jedoch Handlungs- und Erfolgsort auseinander, so 
knüpft die herrschende Meinung alternativ an beide Orte an (Ubiquitätsregel). Das 
Urteil kann der Kläger am Wohnsitz des Beklagten vollstrecken (Art 31ff. EUGVÜ). 
Am 01.01.1990 ist das Produkthaftungsrecht in der Bundesrepublik in Kraft 
getreten. Hauptanspruchsgrundlage für die Produkthaftung ist § 823 BGB (Uner-
laubte Handlung). Der deutsche Gesetzgeber hat von den Optionen zur Haftungs-
verschärfung keinen Gebrauch gemacht Die Haftung für Personenschäden aus 
Produktfehlern ist auf 160 Mio DM begrenzt worden(§ 10 Produkthaftungsgesetz). 
20 Vgl. Schwappach (1991), S. 72f. 
21 Vgl. dazu und zum Folgenden Schwappach (1991), S. 73fT. 
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Die Geltendmachung von immateriellen Schäden (Schmerzensgeld) ist nach dem 
neuen Produkthaftungsgesetz nicht möglich. 
4.3 Umweltschutzgesetze 
Für Unternehmen ist das nationale Recht im Bereich der Umweltschutzgesetzge-
bung maßgebend. Darüber hinaus gibt es gegenwärtig keine Richtlinien der EG, die 
schärfere Bestimmungen enthielten.22 
Allerdings sollten sich Beschaffermiteinem einschlägigen Verordnungsentwurf 
der EG-Kommission vertraut machen, der die Schaffung eines Öko-Audit-Systems 
für gewerbliche Unternehmen auf freiwilliger Basis vorsieht Der bislang kaum 
öffentlich diskutierte Entwurfvom 05.03.199223 wurde am 29.06.1993 vom Minister-
rat der EG verabschiedet, am 10.07.1993 im Amtsblatt der EG verkündet und trat 
somit am 13.07.1993 in Kraft. Er behandelt u.a. als im Rahmen des Umweltschutz-
instrumentariums und des Öko-Audit zu berücksichtigende Themen mit Zielrich-
tung betriebliches Beschaffungswesen (vgl. Anhang 1 zum Entwurf, Bstb. B): 
- Bewirtschaftung, Einsparung, Auswahl und Transport von Rohstoffen; Wasser-
wirtschaft und -einsparung; 
- Verringerung, Recycling, Wiederverwendung, Transport und Entsorgung von 
Abfällen; 
- Produktmanagement (Entwurf, Verpackung, Transport, Verwendung und Ent-
sorgung). 
Die Verordnung (Entwurf) will Unternehmen Anreize für eine stärkere ökologische 
Orientierung der Unternehmensführung geben. Insofern geht es nicht um die 
Erfassung und Bewertung ökologischer Auswirkungen Unternehmerischen Han-
delns, sondern um eine Steigerung der Managementeffizienz hinsichtlich ökologi-
scher Anforderungen. Hierzu werden die folgenden Instrumente vorgeschlagen 
(Art 1 Abs. 2): 
- Schaffung und Einsatz eines Umweltschutzinstrumentariums; 
- systematische, objektive und regelmäßige Bewertung der umweltorientierten 
Leistung dieses Instrumentariums; 
- Unterrichtung der Öffentlichkeit über die umweltorientierte Leistung. 
Als Anreizinstrument zur Förderung der Beteiligung dient ein Gütezeichen (Signet 
des Umweltjahres 1987; vgl. Anhang 3 zum Entwurf). 
22 Zum Umweltschutz nach EG-Recht vgl. ausführlich den Abschnitt •Produktion« im Handbuch. 
23 Vorschlag für eine Verordnung (EWG), die die freiwillige Beteiligung gewerblicher Unterneh-
men an einem gemeinschaftlichen Öko-Audit-System ermöglicht Verkündet im Amtsblatt der 
EG am 10.07.1993. 
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Für den Beschaffungsbereich ergibt sich eine doppelte Anforderung. Im Hinblick 
auf die Bewertung der eigenen Lieferanten sollten ökologische Anforderungskrite-
rien explizit formuliert werden; nach Inkrafttreten der Verordnung und der Schaf-
fung des Gütezeichens reduziert sich der einschlägige Informationsbedarf zur 
Prüfung der ökologischen Leistungsfähigkeit der Lieferanten. Auf der anderen Seite 
haben zahlreiche Sachentscheidungen der Beschaffung selbst Auswirkungen auf 
die •umweltorientierte Leistung« eines Unternehmens. Materialnutzung, Res-
sourcenschonung, Recycling usw. sind ursprüngliche Aufgabenfelder der Beschaf-
fungswirtschaft 
5. Rahmenbedingungen für beschaffungswirtschaft-
liche Entscheidungen 
5.1 Produktspezifische Normung 
Der Grundsatz des freien Warenverkehrs innerhalb der EG besagt, daß ein Erzeug-
nis, das in einem Mitgliedstaat rechtmäßig hergestellt und in den Verkehr gebracht 
worden ist, in jedem anderen EG-Mitgliedstaat der Gemeinschaft ungehindert 
verkauft werden darf. Obwohl Hemmnisse, die sich aus unterschiedlichen nationa-
len Industrienormen ergeben, nicht rechtsverbindlich und nach der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes lediglich Empfehlungen sind, können sie 
doch den Handelsverkehr auf sehr nachhaltige Art und Weise behindern. Angelie-
ferte Industrieteile können oft nur verwendet werden, wenn die Qualität des 
Materials mit einer nationalen Norm zertifiziert worden ist Prüfmethoden und 
Zertifizierungsverfahren, die die Übereinstimmung eines Erzeugnisses mit den 
einschlägigen nationalen Vorschriften oder Industrienormen gewährleisten sollen, 
können Handelshindernisse schaffen, wenn das Einfuhrland zusätzlich zur Zerti-
fizierung durch das Ursprungsland eine erneute sicherheitstechnische Prüfung 
oder Zertifizierung vorschreibt 
In Zukunft wird sich die Kommission bei der Harmonisierung von Rechtsvor-
schriften darauf beschränken, die zwingenden Erfordernisse für Gesundheit und 
Sicherheit festzulegen, die in allen Mitgliedstaaten vorgeschrieben sein müssen. 
Unter Beachtung dieser Rechtsvorschriften kann ein Erzeugnis dann frei gehandelt 
werden. 
Grundsätzlich wird die Ausarbeitung von europäischen N ormen24 von der 
Kommission gefördert. Solange noch keine europäischen Normen erarbeitet wor-
den sind, wird die gegenseitige Anerkennung nationaler Normen einvernehmlich 
geregelt 
Die europäische Normenorganisation CEN/CENELEC hat es sich zur Aufgabe 
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gemacht, eine Harmonisierung zu erreichen, bei der die gemäß den nationalen 
Normen eines Landes hergestellten Erzeugnisse ohne Änderung auch als den 
Normen der übrigen Länder entsprechend angesehen werden können. Alle Mitglie-
dervon CEN/CENELEC, also auch das Deutsche Institut für Normung (DIN), haben 
sich verpflichtet, bei gleichlautenden Normen die nationalen Normen zugunsten 
der europäischen harmonisierten Normen zurückzuziehen. 
Die Bescheinigung der Konformität eines Produktes oder einer Dienstleistung 
mit den einschlägigen technischen Regeln (meist Normen) in ihrer jeweils neuesten 
Fassung wird durch Zertifizierung erreicht. Um die technischen Handelshemmnis-
se zu beseitigen, bedarf es einer europaweiten geschlossenen Konzeption für die 
Prüfung und Zertifizierung. 
Die Prüfverfahren der EG sind in einzelne Module (A bis H) unterteilt25: 
- Modul A: EG-Konformitätserklärung, die der Hersteller dadurch erfüllen muß, 
daß er die technischen Grundlagen zur Verfügung der einzelstaatlichen Behör-
den bereithält Der Hersteller erklärt dann die Konformität mit den grundlegen-
den Anforderungen und weist sie durch das CE-Zeichen aus. 
- Modul B: EG-Baumusterprüfung, bei der der Hersteller der gemeldeten Stelle die 
technischen Unterlagen samt einem Baumuster zur Verfügung stellt 
- Modul C : Modul der EG-Erklärung über die Konformität mit zugelassener 
Bauart 
- Modul D: Modul der EG-Erklärung über die Konformität mit der zugelassenen 
Bauart im Fillle einer OS-Produktion, bei der der Hersteller ein zugelassenes 
Qualitätssicherungssystem für die Produktion und Prüfung vorhält 
- ModulE : EG-Konformitätserklärung über ein zugelassenes und überwachtes 
Qualitätssicherungssystem. 
- Modul F: EG-Prüfung, bei der der Hersteller die Konformität mit der zugelasse-
nen Bauart bzw. den grundlegenden Anforderungen gewährleistet 
- Modul G: EG-Einzelprüfung, bei der der Hersteller die technischen Unterlagen 
seines Produktes der von der jeweiligen Regierung gemeldeten Prüfstelle vor-
· legt. Diese bescheinigt ihm dann die Konformität. 
- Modul H: EG-Konformitätserklärung über ein umfassendes Qualitätssiche-
rungssystem, welches durch eine gemeldete Stelle kontrolliert und überwacht 
wird. 
Durch die Richtlinien können einzelne Module vorgegeben werden. Auch eine 
Kombination aus den obigen Prüfverfahren ist möglich. Darüber hinaus bleibt es 
dem Anbieter oder Besteller vorbehalten, zusätzlich über die gesetzlichen Anforde-
rungen hinaus einzelne Module anzubieten oder zu verlangen. Der Einkäufer sollte 
24 Zur Normung vgl. auch die Abschnitte •Technologiemanagement.:, •Produktion• und •Marke-
ting« im Handbuch. 
25 Vgl. Schwappach (1991), S. 130. 
306 Teil IV: Leistungsprozen und Informationswesen 
also beim Bezug von Waren prüfen, welche Module Anwendung finden sollen, 
damit die Konformität des Produkts mit den gewünschten Anforderungen auch 
gewährleistet ist. Die Prüfverfahren der EG sind für den Einkauf von Bedeutung; 
Vorteile ergeben sich durch 
(1) vereinfachte Bestellabwicklung (unterschiedliche nationale Vorschriften wer-
den durch eine übergreifende EG-Norm ersetzt); 
(2) einheitlichen Qualitätsstandard bei Bezug aus verschiedenen EG-Ländern; 
(3) Vorteile bei den Einstandspreisen durch Verringerung des Prüf- und Nor-
mungsaufwands; 
(4) Verbreiterung der Basis für kostenwirksamen Angebotswettbewerb. 
5.2 Raum-Zeit-Überbrückung 
In der europäischen Gemeinschaft existieren Bestimmungen für die Zulassung von 
nicht ansässigen Verkehrsunternehmen zum Verkehr innerhalb eines Mitglied-
staates.26 Diese Ausprägung der Dienstleistungsfreiheit wird auch als •Kabotage« 
bezeichnet. 
Zunächst war die Bildung eines Gemeinschaftskontingents für den Güterkraft-
verkehr (1200 Genehmigungen) zwischen den Mitgliedstaaten geschaffen worden, 
die zum internationalen Verkehr in allen Ländern der Gemeinschaft berechtigen.27 
Der völlige Wegfall dieser Kontingente wurde für den 01.01.1993 geplant.28 Dieser 
Termin konnte jedoch nicht eingehalten werden, denn die Mitgliedstaaten hatten 
sich darauf verständigt, über die europaweite Kabotage-Regelung nur in einer Art 
Paketlösung zusammen mit der Steuerharmonisierung29 zu verhandeln. Bis zum 
heutigen Tag konnte jedoch über die Liberalisierung der Transport- und Verkehrs-
märkte in der EG noch kein Konsens gefunden werden (Stand März 1993). 
Für einen deutschen Spediteur ist es also nach wie vor nicht möglich, nach der 
Auslieferung seiner Fracht im EG-Ausland eben dort eine Ladung für ein anderes 
EG-Land anzunehmen. Der hohe Anteil der Leerfahrten an den LKW-Fahrten von 
ca. 40% wird also vorerst noch bestehen bleiben, denn ein deutscher Spediteur darf 
nach Löschung seiner Ladung bspw. in Madrid von dort keine Fracht für Paris in 
Empfang nehmen; die gegenwärtige Regelung verlangt, daß er leer nach Deutsch-
land zurückfährt. 
26 Zur Logistik aus betriebswirtschaftlicher Sicht vgl. z.B. Pfohl (1990) oder Schulte (1991). 
27 VO EWG Nr. 1017/68, in: ABI EG Nr. L 175 v. 23.07.1988, S. 1fT. 
28 VO EWG Nr. 3164/88, in: ABI EG Nr. L 163 v. 30.06.1988, S. tff. 
29 Vorschlag flir eine Richtlinie des Rates zur Anlastung der Wegekosten an schwere Nutzfahrzeu-
ge, in: ABI EG Nr. C 79 v. 26.03.1988, S. 8ff; 
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Das Straßengütertransportgewerbe wird am stärksten durch die Veränderungen 
des EG-Binnenmarktes beeinflußt Folgende Regelungen wurden schon verab-
schiedet bzw. sind geplant:i0 : 
- Die obligatorischen Tarife für den grenzüberschreitenden Güterverkehr sind 
seit dem 01.01.1990 abgeschafft worden; es gilt nun die freie Preisbildung. 
- Die Kommission plant eine völlige Aufhebung der quantitativen Marktzugangs-
beschränkungen für den grenzüberschreitenden Verkehr. 
- Seit dem 01.07.1990 sind Inlandtransporte durch Transporteure aus den EG-
Mitgliedstaaten in zunächst beschränktem Umfang zugelassen (Kabotage). 
- Die Kommission plant, eine Regelkabotage einzuführen, die es den Frachtfüh-
rern erlaubt, in jedem EG-Land beliebige Transporte durchzuführen. 
Die Deregulierung des Güterkraftverkehrssektors 51 wird zu einer starken Intensi-
vierung des europaweiten Wettbewerbs führen. Einige Auswirkungen sollen ab-
schließend aufgeführt werden, die für beschqffungslogistische Entscheidungen be-
deutsam sein werden: 
- Größere Angebotsvielfalt im logistischen Bereich europaweit. 
- Transportqualität und-serviceausländischer LogistikdienstleisteT ist zu prüfen. 
- Senkung von Distributionskosten durch eine europaweite Fremdvergabe logisti-
scher Leistungen. 
- Erschließung eines zusätzlichen Kosteneinsparungspotentiales durch Akquisiti-
on von Anschlußaufträgen im Ausland; dadurch können die Spediteure Leer-
fahrten reduzieren. 
- Prüfung von Logistik-Partnerschaften, um gegenüber den eigenen Käufern 
geschlossen im EG-Binnenmarkt auftreten zu können. 
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